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Die Eu-Kommission hat am 23. Novem-
ber 2011 unter dem Titel „Erasmus für 
alle“ einen Vorschlag für die Nachfolge-
generation für allgemeine und berufliche  
Bildung, Jugend und Sport ab 2014 vor-
gelegt.

Wie zu erwarten war, führt die Eu-Kom-
mission darin die Programme Lebens-
langes Lernen, JuGEND IN AKTIoN 
sowie fünf internationale Kooperations-
programme aus dem Bildungsbereich 
(Erasmus mundus, Tempus, Alfa, Edulink, 
Zusammenarbeit mit industrialisierten 
Ländern) in einem gemeinsamen Pro-
gramm zusammen.

In ihrer Pressemitteilung zur Veröffent-
lichung des Vorschlags der Kommission 
fasst Androulla Vassiliou, Eu-Kommis-
sarin für Bildung, Kultur, mehrsprachig-
keit und Jugend, folgendermaßen das 
Ziel des Programms zusammen:  
„Investi tionen in die allgemeine und 
berufliche Bildung sind die besten In-
vestitionen in die Zukunft Europas. Bil-
dungsaufenthalte in anderen Ländern 
verbessern die Fertigkeiten der Bürge-
rinnen und Bürger, tragen zu ihrer per-
sönlichen Entwicklung bei und steigern 
ihre Anpassungs- und Beschäftigungs-
fähigkeit. Wir wollen dafür sorgen, dass 
mehr Menschen EU-Stipendien erhalten, 
um solche Möglichkeiten zu nutzen. Zu-
gleich müssen wir mehr Mittel für quali-
tative Verbesserungen auf allen Ebenen 
der allgemeinen und beruflichen Bildung 
bereitstellen, damit wir weltweit zur Spit-
zengruppe zählen und die Beschäftigung 
und das Wachstum steigern können.“

Wie ist dieser Entwurf der Kommission 
für ein Programm „Erasmus für alle” ju-
gendpolitisch zu bewerten? Grundlage 
der Bewertung müssen die in Deutsch-
land in großer Einmütigkeit formulierten 
jugendpolitischen Anforderungen an die 
Gestaltung der neuen Programmgenera-
tion ab 2014 sein, die insbesondere vom 
Bundesministerium für Familie, Senio-
ren, Frauen und Jugend (BmFSFJ), dem 
Nationalen Beirat für das Eu-Programm 

JuGEND IN AKTIoN und der Arbeitsge-
meinschaft für Kinder- und Jugendhilfe – 
AGJ zum Ausdruck gebracht wurden. 

JUGEND IN AKTION  
als eigenes Programm erhalten 

Die Kommission löst mit der vorge-
schlagenen Integration insbesondere die 
bewährten Programme Lebenslanges 
Ler nen (Erasmus, Leonardo da Vinci, Co-
menius und Grundtvig) und JuGEND IN 
AKTIoN komplett auf und fügt einzelne 
Formate zu drei neuen Leitaktionen zu-
sammen. mit diesem Vorschlag würde 
die 25-jährige Geschichte von JuGEND 
IN AKTIoN als einem eigenständigen 
Programm zur Förderung von Jugendar-
beit und -politik beendet.

Der inhaltliche, politische und prakti-
sche mehrwert einer solchen Programm-
integration für junge menschen, die 
Pro grammpraxis und die Politik- und 
Praxisgestaltung ist vor allem aus der 
jugendpolitischen Perspektive nicht er-
kennbar und rechtfertigt keinesfalls den 
Aufwand der mit der Integration verbun-
denen umfassenden umgestaltung und 
den Verlust von bewährter Praxis. Damit 
wird die zentrale jugendpolitische For-
derung nicht erfüllt. Es ist zudem ange-
sichts dieser Vorlage der Kommission 
höchst unwahrscheinlich, dass die nun 
beginnenden Verhandlungen ein eigen-
ständiges Programm als Ergebnis hervor-
bringen werden.

Die Ganzheitlichkeit von JUGEND  
IN AKTION weiter stärken 

Trotz der im Vorfeld mehr als deutlich 
signalisierten ablehnenden Haltung von 
rat und Parlament hat die Kommission 
weder sektorspezifische, die Ganzheit-
lichkeit bestehenden Programmbereiche 
erhaltende Säulen innerhalb von „Eras-
mus für alle” vorgeschlagen, noch sind 
innerhalb der Aktionen arbeitsfeld-  
und zielgruppenspezifische Ansätze  
erkennbar. obwohl andere Formen der 
Programmintegration denkbar wären und 

damit ein deutliches Entgegenkommen 
gegenüber rat und Parlament signalisiert 
worden wäre, hat die Kommission auf ei-
nen solchen Ansatz verzichtet. JuGEND 
IN AKTIoN wäre demnach als ganzheit-
liches jugendpolitisches Programm nicht 
mehr sichtbar und eine jugendspezifische 
Ausrichtung und Gestaltung des Pro-
gramms nicht mehr gesichert.

Dabei folgt die Kommission keiner durch-
gehenden Integrationslogik: So bleibt das 
Jean-monnet-Programm als gesonderte 
Aktion bestehen, für Sport wird sogar ein 
gesondertes Kapitel eröffnet. In „Creative 
Europe“ werden die jetzigen Programme 
Kultur und media in ihrer Struktur erhal-
ten und als spezifische Programmsäulen 
zusammengeführt. 

Ein eigenes Budget für den  
Jugendbereich garantieren

Der von der Kommission vorgeschlagene  
rechtstext des Programms sieht an keiner  
Stelle spezifische Budgets für den Jugend-
bereich und die anderen Sektoren vor – 
im Gegensatz zu den Jean-monnet- und 
Sport-Aktivitäten. Dezidierte (prozentu-
ale) Budgets werden nur den drei Leit-
aktionen zugewiesen. 

In ihrer begleitenden Kommunikation 
unternimmt die Kommission den Versuch  
einer budgetären Zuordnung von Aktivi-
täten und der Benennung von prozentua-
len mindestbudgets für die Sektoren. Die  
Kommission selbst sagt, dass dieses im 
Verlauf des Programms auf der Basis der  
umsetzungszahlen verändert werden 
kann, auf Vorschlag der Kommission, 
in Abstimmung mit dem Programmaus-
schuss und ohne Einbeziehung des Par-
laments. Genau um diese Gestaltungs-
freiheit in den sieben Jahren zu haben, 
macht die Kommission Budgetzuordnun-
gen nicht zum Bestandteil ihres rechts-
textentwurfs, sondern nur zum Gegen - 
stand einer politisch und rechtlich unver-
bindlichen Absichtserklärung. Jugendpo-
litische Hoffnungen könnten also schnell 
getrübt werden. Nur die Festlegung im 
rechtstext, mit Aufschlüsselung nach 
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Jahren und Aktionen, garantiert ein aus-
reichendes Budget für den Jugendbereich,  
das politisch gestaltet werden kann.

Budgetär auf JUGEND IN  
AKTION aufbauen 

So wie bei den vorhergehenden Pro-
grammphasen schlägt die Kommission 
auch diesmal eine mehr als 70-prozen-
tige Erhöhung des Budgets vor. Aus Sicht 
der Kommission ist der entscheidende 
politische Fortschritt dieses modells: 
Zum einen würde dieser Bereich trotz 
Finanzkrise nicht nur nicht gekürzt wer-
den, sondern im Vergleich mit anderen 
Politikbereichen überproportional und 
zudem noch in ganz erheblichem maße 
steigen. Die realität sieht jedoch anders 
aus: Die Kommission hat in der Vergan-
genheit immer Erhöhungen in einem sol-
chen maße vor geschlagen, das Parlament 
ist immer noch darüber hinausgegangen, 
und der rat hat sich immer gegen jeg-
liche Erhöhung gewehrt. Das Ergebnis 
waren immer moderate Steigerungen, für 
den Jugendbereich immer geringere als 
für den Bildungsbereich.

In ihrer Kommunikation benennt die 
Kom mission eine rechtlich nicht binden- 
de untergrenze von sieben Prozent des 
Budgets für den Jugendbereich. Dieses 
entspräche in etwa der Hochrechnung 
des mittelvolumens von 2012 (ca. 1,21 
mrd. Euro). Insgesamt werden lediglich 
56 Prozent des Budgets als mindestvolu-
men zugeordnet. Ein Schelm, der sich  
Böses dabei denkt, was mit den restli-
chen 44 Prozent geschehen soll.

Als Zielperspektive strebt die Kommis-
sion jährlich 190 bis 210 mio. Euro im 
Jugendbereich an, wobei die Grundlage 
der vorgenommenen Zuordnungen un-
klar bleibt. Laut Kommission entspräche 
dies einer Steigerung von 25 Prozent bis 
40 Prozent, tatsächlich jedoch nur von 
12 Prozent bis 24 Prozent im Vergleich 
zum Volumen von JuGEND IN AKTIoN 
in 2012. Andere Bereiche würden weit-
aus mehr profitieren, insbesondere die 
Hochschulbildung mit 85 bis 95 Prozent. 

Solange bereichsspezifische Budgets 
nicht im rechtstext festgeschrieben sind 
und die Kommission diese zudem im 
Programmverlauf anpassen kann, wür-
den die Politikbereiche fortlaufend mit-
einander konkurrieren – eine politisch 
unhaltbare Situation. 

Auch die Teilnehmendenzahlen sollen  
steigen – laut Kommission im Bereich 
Jugendmobilität um 30 Prozent auf 
540.000. Im Vergleich zu allen Teilneh-
menden von JuGEND IN AKTIoN er-
gäbe sich jedoch eine reduzierung um 
mindestens 50.000 Teilnehmende. 

Eigenständige Programmdurch­
führung sicherstellen

Der Entwurf der Kommission sieht ledig-
lich einen begleitenden Ausschuss für das 
Gesamtprogramm vor. Erstmals in der 
Geschichte der Eu-Jugendprogramme 
seit 1989 würde das Programm nicht von 
einem eigenen jugendpolitischen Aus-
schuss verantwortet werden, sondern von 
einem bildungspolitischen. Die Vertre-
tung im Ausschuss würde durch die Bil-
dungsministerien wahrgenommen. 

Zudem soll nur eine nationale Behörde 
benannt werden, die die Verantwortung  
für die umsetzung des Programms auf  
nationaler Ebene trägt. Die Konsequenz: 
In Deutschland würde das Jugendminis te  - 
rium die jugendpolitische Verantwortung  
für eines seiner zentralen Förder instru-
mente und für sein größtes Förder pro-
gramm für internationale Jugendarbeit 
verlieren, durch das derzeit ca. 37 mio. 
jährlich unmittelbar und mittelbar an 
deutsche organisationen und Teilneh-
mende fließen. und das BmFSFJ könnte 
nicht mehr selbst über die Gestaltung 
und umsetzung der europäischen Ju-
gendstrategie und der Weiterentwicklung 
von Jugendarbeit mit mitteln des Pro-
gramms befinden. 

Aber nicht nur im Falle getrennter minis-
terien würde die neue Komitologie be-
deutsam sein. Grundsätzlich wird sich bei 
nur einem Ausschuss für Bildung, Jugend 

und Sport für jedes Ausschussmitglied die 
Frage stellen, welchem Politikbereich Vor-
rang eingeräumt werden soll. Bei getrenn-
ten Ausschüssen muss eine solche Frage 
nicht in wechselseitiger Abhängigkeit 
beraten werden. Jugendpolitische Fragen 
konnten jugendpolitisch und bildungspo-
litische Herausforderungen bildungspoli-
tisch beantwortet werden, ohne damit im 
gleichen moment negative Wirkungen auf 
einen anderen Politikbereich zu haben.

Jugendspezifische Dimension 
stärken

Im Entwurf des rechtstextes, von den  
allgemeinen Zielen über die Einzelziele  
und Indikatoren bis hin zur Gestaltung 
der Aktionen und den budgetären Über-
legungen, räumt die Kommission grund-
sätzlich dem Bildungs bereich und insbe-
sondere der Hochschulbildung sowie den 
entsprechenden Politikstrategien auf eu-
ropäischer Ebene die vorrangige Priorität 
ein. Dies drückt das bereits bestehende 
ungleichgewicht zwischen Bildungs-
politik und Jugendpolitik einerseits und 
den Programmen Lebenslanges Lernen 
und JuGEND IN AKTIoN (schon jetzt 
im Verhältnis 7:1) andererseits aus. Aber 
das war und ist genau die Befürchtung, 
die mit einer solchen Integration der Pro-
gramme verbunden ist: Das ungleichge-
wicht der Bereiche wird bei dieser Form 
der Integration der Programme eine an-
gemessene Berücksichtigung des Jugend-
bereiches auf Dauer schwierig machen.

Keinesfalls ist damit der erhoffte neue 
Schwung für die Jugendarbeit/Jugendhilfe 
und deren von den Jugendministern in 
der Jugendstrategie gewünschte Weiter-
entwicklung und verstärkte Anerkennung 
verbunden. Selbst wenn einzelne Aktivi-
täten, wie z. B. die mobilität junger  
menschen, möglicherweise eine politi-
sche Aufwertung erfahren, so würde je-
doch die jugendspezifische Dimension 
mit „Erasmus für alle” geschwächt, so-
lange nicht gleichzeitig fach- und ziel-
gruppenspezifische Zugänge, spezifische 
Aktivitäten, Strukturen, Instrumente und 
Verfahren vorgesehen werden.
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Als wirksames Instrument der 
EU­Jugendstrategie ausbauen

Trotzdem wird der erneuerte rahmen für 
die jugendpolitische Zusammenarbeit im  
Entwurf des rechtstextes konzeptionell 
und sprachlich überall dort erwähnt, wo 
er mindestens erwähnt werden muss. 
Immerhin. Jedoch fehlt vieles, was das 
Programm zu einem wirksameren Instru-
ment für die Eu-Jugendstrategie machen 
würde, als es bereits jetzt ist – und das 
müsste der Anspruch sein: Es muss von 
den Zielen der Jugendstrategie ausgehen. 
Es muss der Entwicklung der Jugendarbeit 
ein angemessenes Gewicht einräumen. 
Es muss dem Bedarf von Jugendarbeit 
und Jugendpolitik gerecht werden. Es 
muss fach- und zielgruppenspezifische 
Zugänge möglich machen. Es muss Akti-
vitäten fördern, die tatsächlich auch im 
Jugendbereich zur Anwendung kommen 
können. Es muss Strukturen und Instru-
mente finanzieren, die zur Entwicklung 
des Jugendbereiches beitragen können. 
Es muss verwaltungstechnisch in pas-
sender Form umgesetzt werden. Es muss 
eine jugendpolitische Verantwortung und 
Gestaltung des Programms zulassen. Es 
muss Nationalagenturen haben, die im 
Jugendbereich verortet und nicht nur  
verwaltend, sondern gestaltend und  
unterstützend tätig sind. und es muss  
angemessene Budgets zur Verfügung  
stellen. All dies ist so bisher im Entwurf 
der Kom nicht gegeben.

Die von der Kommission vorgeschlage-
nen Förderinstrumente für die politische 
Zusammenarbeit sind stattdessen deut-
lich von bildungspolitischen Prioritäten-
setzungen geprägt. um im Jugendbereich 
wirksam zu sein, müssen diese Aktivitä-
ten dezentral über Nationalagenturen in 
den mitgliedstaaten und nicht in Brüssel 
umgesetzt werden. Jugendpolitische In-
strumente, wie z. B. der Youthpass als 
das europäische Instrument zur Doku-
mentation und Anerkennung nicht-for-
malen Lernens in Projekten von JuGEND 
IN AKTIoN, werden nicht erwähnt. 

Markennamen behalten

Gemäß der Kommission und ihrer poli-
tischen Prioritätensetzung soll „Erasmus 
für alle” über alle Bildungsbereiche hin-
weg das Leitbild des Gesamtprogramms 
sein. JuGEND IN AKTIoN würde als be-
kannte „marke“ aufgegeben und damit 
die Sichtbarkeit des jugendpolitischen 
Bereichs in Europa. Aus Sicht der Kom-
mission ist Erasmus ein Synonym für die 
mobilität Lernender, für multikulturalität 
und Sprachenvielfalt. Erasmus als Pro-
gramm für die mobilität von Hochschul-
studenten kann jedoch kein Leitbild für 
ein jugendpolitisches Programm sein, das 
einen Schwerpunkt auf die Einbeziehung 
von benachteiligten jungen menschen 
außerhalb des formalen Bildungssystems 
legt und in dem ein Drittel der Teilneh-
menden nicht aus mobilitätsmaßnahmen 
kommen, sondern aus Projekten der Par-
tizipation und aktiven Bürgerschaft.

Nur zum Zweck der Kommunikation 
und Verbreitung von Informationen 
möchte die Kommission sektorspezifi-
sche Namensadaptionen einführen. So 
soll „Erasmus Jugendbeteiligung“ in Ver-
bindung mit dem nicht-formalen Lernen 
durch junge menschen verwendet wer-
den. Erasmus Jugendbeteiligung? reiner 
Etikettenschwindel angesichts dessen, 
dass im Programm kein expliziter För-
derbereich mehr zur Jugendbeteiligung 
vorgesehen (Ausnahme Strukturierter 
Dialog) ist. Dass ausgerechnet Fragen 
der Öffentlichkeitsarbeit Eingang in ei-
nen rechtstext erhalten sollen, während 
andere politisch relevante Punkte wie 
zum Teil Budgetfragen außen vor blei-
ben, lässt sich höchstens als ein erneuter 
Versuch der Kommission verstehen, die 
Kritiker zu besänftigen, ohne auch nur 
ein kleines Stück von der eigenen Posi-
tion einer radikalen Integration der Pro-
gramme ohne Versäulung abzurücken.

Im Entwurf des Rechtstextes, von den allgemeinen Zielen über die Einzelziele und  
Indikatoren bis hin zur Gestaltung der Aktionen und den budgetären Überlegungen,  
räumt die Kommission grundsätzlich dem Bildungsbereich und insbesondere der 
Hochschulbildung sowie den entsprechenden Politikstrategien auf europäischer Ebene 
die vorrangige Priorität ein. (Foto: istockphoto.com)
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Bestehende Aktivitäten fortfüh­
ren und weiterentwickeln 

Grundsätzlich bleibt in dem Vorschlag 
der Kommission unklar, welche konkre-
ten Aktivitäten und Förderinstrumente 
sich hierin verbergen. Diese müssen Be-
standteil des rechtstextes werden. Auf-
schluss darüber geben lediglich Begleit-
dokumente ohne rechtsverbindlichkeit 
wie die Kommunikation der Kommission 
und das „Impact Assessment on Youth 
Actions“, das den Entwurf für „Erasmus 
für alle“ als eines von mehreren Impact 
Assessments begleitet.

Nur daraus kann entnommen werden, 
dass in dem Bereich Jugendmobilität wei -
terhin Jugendbegegnungen und Euro pä  i     - 
scher Freiwilligendienst für junge men-
schen innerhalb der Eu und mit Partner-
ländern gefördert werden sollen. Die 
Teilnehmendenzahlen sollen in diesem 
Bereich um 30 Prozent steigen. Damit 
wären sämtliche mobilitätsmaßnahmen 

für junge menschen aus JuGEND IN  
AKTIoN auch im neuen Programm  
verortet.

In dem Bereich mobilität von „Personal“ 
sollen 1.000.000 mitarbeitende aus dem 
Bildungs- und Jugendbereich an mobi-
litätsmaßnahmen teilnehmen. Ziel soll 
Innovation, Qualitätsentwicklung und 
der Austausch guter Praxis sein. Die Trai-
nings- und Netzwerkaktivitäten für multi-
plikatoren und Fachkräfte innerhalb und 
außerhalb der Eu sollen sich darin wie-
derfinden. In JuGEND IN AKTIoN neh-
men daran jährlich 30.000 multiplikato-
ren und Fachkräfte teil. Im Vordergrund 
steht jedoch deren fachliche Qualifizie-
rung, der mobilitätsaspekt ist dann Be-
standteil der Formate.

Ebenso soll der Strukturierte Dialog,  
die Förderung des Europäischen Jugend-
forums und europäischer Jugendorgani-
sationen, sowie die Zusammenarbeit  
mit internationalen organisationen  

fortgeführt und der Bereich der Partner-
schaften zwischen öffentlichen und pri-
vaten Einrichtungen im Jugendbereich 
ausgeweitet werden. 

Jugendinitiativen und Jugenddemokra-
tie-Projekte mit ihren 25.000 Teilneh-
menden in 1.700 Projekten pro Jahr sind 
nicht mehr vorgesehen. Jugendinitiativen 
erzielen mit wenig Geld eine sehr hohe 
Wirkung für die Teilnehmenden und 
müssen mindestens in ihrer transnationa-
len Komponente ebenso fortgeführt wer-
den wie die Jugenddemokratie-Projekte. 

Inklusion von benachteiligten 
und individuell beeinträchtigten 
Jugendlichen vorantreiben

Dieser Aspekt lässt sich leider kurz und 
abschließend behandeln. Die Überle-
gungen der Kommission für „Erasmus 
für alle” sind prioritär auf die Förderung 
von Exzellenz ausgerichtet. Der Entwurf 
der Kommission für den rechtstext miss-
achtet nahezu vollständig den Aspekt 
der Inklusion und gibt lediglich an einer 
Stelle den Hinweis darauf, dass dieses 
Programm auch die Zielgruppe benach-
teiligter und individuell beeinträchtig-
ter Jugendlicher in den Blick nehmen 
möchte: Besondere Vorkehrungen sol-
len zur Erleichterung der Teilnahme von 
menschen getroffen werden, die aus 
Gründen der Bildung bzw. aus sozialen, 
geschlechterspezifischen, physischen, 
psychischen, geografischen, wirtschaft-
lichen oder kulturellen Gründen mit 
Schwierigkeiten konfrontiert sind.

Vor allem mangelt es an in sich stimmi-
gen Konzepten und daraus abgeleiteten 
maßnahmen, wie dieses zentrale (und 
nicht nur jugendpolitische) Anliegen in 
die Praxis umgesetzt, diese Zielgruppe 
erreicht und mit welchen konkreten Ak-
tivitäten ihre Beteiligung vorangetrieben 
werden soll. So wird z. B. die Senkung 
der Schulabbrecherquote zum obersten  
Anliegen erhoben. Im Weiteren sucht 
man jedoch vergeblich nach selbst 
kleinsten Andeutungen, wie dieses  
geschehen soll.

Erasmus als Programm für die Mobilität von Hochschulstudenten kann jedoch kein 
Leitbild für ein jugendpolitisches Programm sein, das einen Schwerpunkt auf die Ein-
beziehung von benachteiligten jungen Menschen außerhalb des formalen Bildungssys-
tems legt und in dem ein Drittel der Teilnehmenden nicht aus Mobilitätsmaßnahmen
kommen, sondern aus Projekten der Partizipation und aktiven Bürgerschaft. (Foto: mev)
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Jugendspezifische  
Nationalagentur erhalten

Die Kommission sieht in ihrem Vor-
schlag für den rechtstext für „Erasmus 
für alle“ vor, dass in jedem mitgliedstaat 
auf Vorschlag der zuständigen nationa-
len Behörde und mit Zustimmung der 
Kommission eine einzige Nationalagen-
tur eingerichtet wird. obwohl sich die 
Verwaltung des Programms durch spe-
zifische Nationalagenturen bewährt hat, 
müssten in Deutschland aufgrund dessen 
vier Nationalagenturen aus den Program-
men Lebenslanges Lernen und JuGEND 
IN AKTIoN zu einer Großinstitution zu-
sammengelegt werden. Angesichts dreier 
beteiligter ministerien (BmBF, BmFSFJ 
und BmI) ist dies praktisch nicht nur 
äußerst problematisch, sondern ohne 
Verlust politischer Kompetenzen auf 
der einen oder anderen Seite nahezu 
unmög lich. Es fragt sich, wie unter sol-
chen Voraussetzungen eine jugendpo-
litische Verantwortung des BmFSFJ für 
die jugendpolitischen Bereiche des Pro-
gramms gewährleistet werden kann. 

Jugendpolitisch ist dies das Gegenteil 
dessen, was in Deutschland als mindest-
anforderung an das neue Programm for-
muliert wurde. Die Nationalagenturen 
fungieren als intermediäre organisatio-
nen zwischen der europäischen und der  
nationalen, regionalen und lokalen Ebe - 
ne, zwischen Jugendpolitik und Praxis, 
sowie jungen menschen, Fachkräften 
und (politisch) Verantwortlichen. Sie sind 
wichtiger Ansprechpartner im Jugend-
bereich und ermöglichen durch ihre Ar-
beitsfeldbezogenheit sowohl eine auf die 
Zielgruppen der Kinder- und Jugendhilfe 
und -politik ausgerichtete, als auch eine 
auf die nationalen Gegebenheiten bezo-
gene umsetzung des Programms. Natio-
nalagenturen sind weitaus mehr als die 
finanzverwaltende Institution, die die 
Kommission vorrangig in ihrem Entwurf 
beschreibt. Ihre weitergehenden rollen 
(Weiterentwicklung von Jugendarbeit 
durch europäische Impulse und Initia-
tiven, die unterstützung der jugendpo-
litischen Zusammenarbeit) müssen im 

rechtstext ebenso festgeschrieben wer-
den, wie ihr unterstützender Auftrag 
durch Informations-, Qualifizierungs- 
und Beratungsangebote. 

Jugendspezifische Strukturen 
und Instrumente bewahren

Die jugendpolitische Position in Deutsch-
 land ist es, die bestehenden Programm-
strukturen im Jugendbereich zu erhalten.  
Entgegen der derzeitigen rechtsgrund-
lage für JuGEND IN AKTIoN ist das 
Konzept von SALTo in dem Entwurf der  
Kommission nicht vorgesehen. Die 
SALTo-ressourcenzentren sind wich-
tige unterstützungsstruktur für die Pro-
gramm implementierung und sollten als 
strategische Entwicklungszentren für 
Ju gendarbeit in Europa fungieren. Sie 
spielen insbeson dere mit ihren inhalt-
lichen Schwerpunkt setzungen auf der 
Anerkennung nicht-formalen Lernens, 
der Entwicklung einer europäischen Trai-
ningsstrategie, der Einbeziehung von be-
nachteiligten Jugendlichen und dem An-
satz der kulturellen Vielfalt sowie in ihrer 
regionalen Ausrichtung und dem jugend-
politischen Transfer in die Nachbarländer 
eine unverzichtbare rolle.

Ebenso wenig ist eine rolle für Struk-
turen ehemaliger Freiwilliger wie z. B. 
Euro-Peers vorgesehen. Die Partnerschaft 
zwischen Europarat und Eu-Kommission 
im Jugendbereich mit ihren spezifischen, 
auf die Jugendarbeit und Jugendpolitik 
bezogenen europäischen Angeboten wird 
ebenfalls nicht aufgeführt. Sie findet je-
doch – mit welcher Bedeutung auch im-
mer – Erwähnung im begleitenden und 
oben bereits erwähnten Impact Assess-
ment der Kommission.

Positiv ist, dass die Kommission weiter-
hin die Verbreitung von Jugendinforma-
tionen über das Netzwerk Eurodesk be-
absichtigt.

Die jugendpolitische Debatte hat in 
Deutsch land und Europa bereits lange vor  
dem Entwurf der Kommission begonnen.  

In Deutschland gab es eine außerge-
wöhnliche Einigkeit aller Akteure im 
Jugendbereich, parteiübergreifend, sek-
torübergreifend, ebenenübergreifend, 
trägerübergreifend und institutionen-
übergreifend.

Diese Positionen wurden vom BmFSFJ 
sehr deutlich an allen notwendigen Stel-
len und mit der gebotenen Klarheit in die  
europäische Debatte eingebracht und 
entsprechende Allianzen geschmiedet.  
Dies hat dazu geführt, dass sich die meis-
ten mitgliedstaaten auf der jugendpoliti-
schen Ebene der deutschen Haltung an-
geschlossen haben.

Deutschland hat bereits auf dem Jugend-
ministerrat Ende November seine Position  
zum vorliegenden Entwurf der Kommis-
sion „Erasmus für alle“ eingebracht und 
weitreichende Änderungsanträge ange-
kündigt. Nicht ganz so eindeutig sieht 
allerdings die Situation auf euro päischer 
Ebene im Bildungsrat aus. Auch bei den 
mitgliedern des Euro päischen Parlaments 
gibt es viel Sym pathie für die jugend-
politische Position und heftige Kritik an 
der ersten Präsentation von „Erasmus für 
alle“ im Parlaments ausschuss.

Die Programmverhandlungen werden 
im Januar 2012 unter dänischer Präsi-
dentschaft beginnen. Europäisches Par-
lament und der verhandlungsführende 
Bildungsrat müssen sich im rahmen des 
„ordentlichen Gesetzgebungsverfah-
rens“ auf einen gemeinsamen Entwurf 
einigen, damit das Programm 2014 in 
Kraft treten kann. Auch wenn die däni-
sche Präsident schaft ambitioniert ist und 
plant, die Verhandlungen noch im ersten  
Halbjahr zu beenden, so ist doch erfah-
rungsgemäß davon auszugehen, dass 
sich eine Einigung zwischen Europäi-
schem Parlament und rat länger hin-
ziehen wird. Ein positiver Ausgang der 
Verhandlungen für den Jugendbereich 
wird letztendlich vom Engagement aller 
jugendpolitischen Akteure und den poli-
tisch Verantwortlichen abhängen.




